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SATZUNG DES SPORT CLUB JANUS E.V. KÖLN 

Entwurf 2026 

§ 1 Name, Sitz, Eintragung und Geschäftsjahr 

1. Der am 8. März 1980 gegründete Verein führt den Namen Sport Club Janus e.V. (SC Janus). 

2. Er hat seinen Sitz in Köln und ist in das Vereinsregister beim Amtsgericht Köln unter der 
Nr. VR 7915 eingetragen. 

3. Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

§ 2 Zweck des Vereins 

1. Zweck des Vereins ist die Förderung des Sports und die Förderung der sportlichen 
Jugendhilfe. 

2. Der Satzungszweck wird insbesondere verwirklicht durch: 

– Durchführung sportlicher Aktivitäten 

– Organisation von Sportveranstaltungen und Wettkämpfen 

– Mitgliedschaft in Sportverbänden 

– Förderung internationaler sportlicher Zusammenarbeit 

– Sichtbarkeit und Förderung der Akzeptanz geschlechtlicher und sexueller Vielfalt  
im Sport 

– Durchführung sportorientierter Jugendveranstaltungen und sportliche Angebote  
für Kinder & Jugend 

3. Zur Erreichung des Vereinszwecks kann sich der Verein an juristischen Personen oder 
Kapitalgesellschaften beteiligen oder wirtschaftliche Geschäftsbetriebe ausgliedern. 

§ 3 Gemeinnützigkeit 

1. Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne der 
Abgabenordnung. 

2. Der Verein ist selbstlos tätig und verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 

3. Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. 

4. Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. 

§ 4 Arten der Mitgliedschaft 

1. Der Verein besteht aus: 

a) erwachsenen Mitgliedern nach Vollendung des 18. Lebensjahres 

b) jugendlichen Mitgliedern bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres 

c) Fördermitgliedern 

d) Ehrenmitgliedern 

e) außerordentlichen Mitgliedern 

2. Aktive Mitglieder sind Mitglieder, die Angebote des Vereins im Rahmen der bestehenden 
Ordnungen nutzen und/oder am Spiel- bzw. Wettkampfbetrieb teilnehmen können. 

3. Für Fördermitglieder steht die Förderung des Vereins oder bestimmter Vereinsabteilungen 
im Vordergrund. Sie nutzen die sportlichen Angebote des Vereins nicht. 

4. Ehrenmitglieder sind von der Beitragspflicht befreit. Ihnen steht ein Stimmrecht in der 
Mitgliederversammlung zu. Näheres, insbesondere zu Voraussetzungen, Verfahren und 
Rechten regelt die Ehrenordnung. Die Ernennung erfolgt durch Beschluss der 
Mitgliederversammlung mit einfacher Mehrheit. 

5. Außerordentliche Mitglieder sind juristische Personen. Sie haben kein Stimmrecht. 

§ 5 Erwerb der Mitgliedschaft 

1. Mitglied des Vereins können natürliche und juristische Personen werden. 

2. Die Mitgliedschaft wird durch Aufnahme erworben. Hierzu ist ein Aufnahmeantrag in 
Formularform, auch in elektronischer Form, an den Verein zu richten. 

3. Die Aufnahme in den Verein ist davon abhängig, dass sich das Mitglied für die Dauer  
der Mitgliedschaft verpflichtet, am SEPA-Lastschriftverfahren teilzunehmen. 
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4. Der Aufnahmeantrag von Minderjährigen bedarf der schriftlichen Einwilligung der 
gesetzlichen Vertreter*innen. Mit der Einwilligung wird die Zustimmung zur Wahrnehmung 
der Mitgliederrechte und -pflichten durch das minderjährige Mitglied erteilt. Die 
gesetzlichen Vertreter*innen der minderjährigen Vereinsmitglieder verpflichten sich mit 
der Unterzeichnung des Aufnahmeantrags für die Beitragspflichten der Minderjährigen  
bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres persönlich gegenüber dem Verein zu haften. 

5. Über die Aufnahme entscheidet der Vorstand durch Beschluss mit einfacher Mehrheit.  
Mit Beschlussfassung beginnt die Mitgliedschaft. Mit der Abgabe des unterzeichneten 
Aufnahmeantrags erkennt das Mitglied die Vereinssatzung und die Ordnungen in der  
jeweils gültigen Fassung an. 

6. Ein Aufnahmeanspruch besteht nicht. Die Ablehnung der Aufnahme muss nicht begründet 
werden. Ein Rechtsmittel gegen die Ablehnung der Aufnahme besteht nicht. 

7. Die Fördermitgliedschaft des SC Janus richtet sich an natürliche und juristische Personen, 
die im Verein keinen Sport treiben können oder wollen, aber den Verein finanziell 
unterstützen möchten. 

8. Der Antrag auf Fördermitgliedschaft ist in schriftlicher Form an den Verein zu richten.  
Die Aufnahme erfolgt durch den Vorstand. Bei Minderjährigen ist die Zustimmung eines 
gesetzlichen Vertretenden erforderlich. 

9. Die Fördermitgliedschaft ist nicht übertragbar und es erwachsen aus ihr keine Rechte,  
die die Satzung einer Mitgliedschaft, vorbehaltlich anderer Regelungen, zuweist. 

10. Die Fördermitgliedschaft berechtigt nicht zur Teilnahme an den sportlichen Aktivitäten 
des Vereins. 

§ 6 Beendigung der Mitgliedschaft 

1. Die Mitgliedschaft endet 

– durch Austritt aus dem Verein (Kündigung) 

– durch Ausschluss aus dem Verein (§ 7) 

– durch Streichung aus der Mitgliederliste 

– durch Tod 

– durch Erlöschen der Rechtsfähigkeit bei juristischen Personen 

2. Der Austritt aus dem Verein erfolgt in Textform (über das hierfür vorgesehene Formular, 
per E-Mail oder über ein digitales Mitgliederportal) gegenüber der Geschäftsstelle des 
Vereins. Der Austritt ist zum Ende eines jeden Quartals mit einer Kündigungsfrist von 
einem Monat zulässig. 

3. Bei Beendigung der Mitgliedschaft, gleich aus welchem Grund, erlöschen alle Ansprüche 
aus dem Mitgliedschaftsverhältnis. Noch ausstehende Verpflichtungen aus dem 
Mitgliedschaftsverhältnis, insbesondere ausstehende Beitragspflichten, bleiben hiervon 
unberührt. Vereinseigene Gegenstände sind dem Verein herauszugeben oder wertmäßig 
abzugelten. Den austretenden Mitgliedern steht kein Anspruch auf Rückzahlung 
überzahlter Beiträge zu. 

§ 7 Ausschluss aus dem Verein, Streichung aus der Mitgliederliste 

1. Ein Ausschluss kann erfolgen, wenn ein Mitglied 

– grobe Verstöße gegen die Satzung und Ordnungen begeht; 

– in grober Weise den Interessen des Vereins und seiner Ziele zuwiderhandelt; 

– sich grob unsportlich verhält; dem Verein oder dem Ansehen des Vereins durch 
unehrenhaftes Verhalten, insbesondere durch Äußerung extremistischer Gesinnung 
oder durch Verstoß gegen die Grundsätze des Kinder- und Jugendschutzes, schadet. 

2. Über den Ausschluss entscheidet der Vorstand auf Antrag mit Zweidrittelmehrheit seiner 
Gesamtzahl. Zur Antragstellung ist jedes Mitglied berechtigt und der Antrag muss in 
Schriftform (E-Mail oder Brief) und mit Begründung eingereicht werden. 

3. Der Antrag auf Ausschluss ist dem betroffenen Mitglied samt Begründung schriftlich 
zuzuleiten. Das betroffene Mitglied wird aufgefordert, innerhalb einer Frist von drei 
Wochen zu dem Antrag auf Ausschluss schriftlich Stellung zu nehmen. Nach Ablauf der Frist 
ist vom Vorstand unter Berücksichtigung einer zugegangenen Stellungnahme des 
betroffenen Mitglieds über den Antrag zu entscheiden. 
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4. Der Ausschließungsbeschluss wird mit Bekanntgabe an das betroffene Mitglied wirksam. 

5. Der Beschluss ist dem Mitglied in Schriftform mit Gründen mitzuteilen. 

6. Dem betroffenen Mitglied steht gegen den Ausschluss kein Beschwerderecht zu. Der Weg 
zu den ordentlichen Gerichten bleibt unberührt. 

7. Ein Mitglied kann durch Beschluss des Vorstands von der Mitgliederliste gestrichen werden, 
wenn es trotz zweimaliger schriftlicher Mahnung mit der Zahlung von 
Zahlungsverpflichtungen (Beiträge, Umlagen, Gebühren etc.) in Verzug ist. 

§ 8 Beiträge, Gebühren, Umlagen und Beitragseinzug 

1. Die Mitglieder sind verpflichtet Beiträge und eine Aufnahmegebühr zu zahlen. Es können 
zusätzlich Umlagen, Gebühren für Leistungen des Vereins sowie abteilungsspezifische 
Beiträge erhoben werden. 

2. Über Höhe und Fälligkeit der Beiträge entscheidet die Mitgliederversammlung mit 
einfacher Mehrheit durch Beschluss. 

3. Umlagen dürfen nur zur Deckung besonderer finanzieller Aufwendungen erhoben werden 
und dürfen das Zweifache des jährlichen Mitgliedsbeitrages nicht überschreiten. 

4. Ehrenmitglieder und der amtierende Vorstand sind beitragsbefreit. 

5. Der Einzug der Mitgliedsbeiträge erfolgt im SEPA-Lastschriftverfahren. Die Mitglieder sind 
verpflichtet, dem Verein ein entsprechendes Lastschriftmandat zu erteilen. 

6. Kann der Beitrag aus Gründen, die das Mitglied zu vertreten hat, nicht eingezogen werden, 
kann der Verein die daraus entstehenden Kosten dem Mitglied in Rechnung stellen. 

7. Alles Weitere regelt die Beitragsordnung. 

§ 9 Mitgliederrechte Minderjähriger 

1. Kinder bis zum vollendeten 7. Lebensjahr und andere Personen, die als geschäftsunfähig 
im Sinne der Regelungen des BGB gelten, können ihre Antrags- und Rederechte in der 
Mitgliederversammlung nicht persönlich, sondern nur durch die gesetzliche Vertretung 
ausüben. Alle weiteren Mitgliedschaftsrechte, insbesondere die Nutzung der sportlichen 
Vereinsangebote, können diese Mitglieder persönlich ausüben. 

2. Minderjährige Mitglieder zwischen dem vollendeten 7. und dem vollendeten 18. Lebensjahr 
üben ihre Mitgliedschaftsrechte im Verein persönlich aus. Ihre gesetzliche Vertretung ist 
von der Wahrnehmung ausgeschlossen. 

3. Mitglieder bis zum vollendeten 16. Lebensjahr sind vom Stimmrecht in der 
Mitgliederversammlung ausgeschlossen. Das Stimmrecht kann jedoch in der 
Jugendversammlung im vollen Umfang ausgeübt werden. 

§ 10 Ordnungsgewalt des Vorstandes 

1. Jedes Mitglied ist verpflichtet, die Regelungen dieser Satzung sowie der Vereinsordnungen 
zu beachten, einzuhalten und insbesondere den Anweisungen und Entscheidungen der 
Vereinsorgane, Mitarbeitenden und Übungsleitenden Folge zu leisten. 

2. Ein Verstoß gegen die Regeln dieser Satzung sowie Ordnungen kann eine Abmahnung nach 
sich ziehen. 

3. Ein Verhalten eines Mitglieds, das nach § 7 Abs. 1 dieser Satzung zum Vereinsausschluss 
führen kann, kann auch zusätzlich nachfolgende Vereinsstrafen nach sich ziehen: 

– Ordnungsstrafe bis 500,00 €, 

– befristeter bis maximal 6-monatiger Ausschluss vom Trainings- und Übungsbetrieb. 

4. Das Verfahren wird vom Vorstand eingeleitet. 

5. Das betroffene Mitglied wird aufgefordert innerhalb einer Frist von drei Wochen schriftlich 
Stellung zu nehmen. Nach Ablauf der Frist ist vom Vorstand unter Berücksichtigung einer 
zugegangenen Stellungnahme des betroffenen Mitglieds zu entscheiden. 

6. Der Vorstand entscheidet durch Beschluss mit Zweidrittelmehrheit seiner Gesamtzahl über 
die Vereinsstrafe. 

7. Die Vereinsstrafe wird mit Bekanntgabe an das betroffene Mitglied wirksam. 

8. Der Beschluss ist dem Mitglied in Schriftform mit Gründen mitzuteilen. 

9. Dem betroffenen Mitglied steht gegen den Beschluss über die verhängte Vereinsstrafe kein 
Beschwerderecht zu. Der Weg zu den ordentlichen Gerichten bleibt unberührt. 
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§ 11 Vereinsorgane 

Organe des Vereins sind: 

– die Mitgliederversammlung 

– der Vorstand 

– der Abteilungsrat 

– die Jugendversammlung 

Der Vorstand kann zur Beratung des Vereins einen Beirat berufen. 

§ 12 Mitgliederversammlung 

1. Oberstes Organ des Vereins ist die Mitgliederversammlung. 

2. Eine Mitgliederversammlung findet mindestens einmal im Kalenderjahr statt. Am Tag  
der Mitgliederversammlung findet kein Sportbetrieb statt. 

3. Die Mitgliederversammlung kann als Präsenzversammlung, virtuelle Versammlung oder 
hybride Versammlung durchgeführt werden. Die Entscheidung über die Form der 
Durchführung trifft der Vorstand. 

4. Die Mitgliederversammlung wird vom Vorstand unter Einhaltung einer Frist von vier 
Wochen in Textform (z. B. per E-Mail) unter Angabe der Tagesordnung einberufen.  
Die Frist beginnt mit dem auf die Absendung der Einladung folgenden Tag.  
Die Tagesordnung setzt der Vorstand durch Beschluss fest. Es sind alle Mitglieder zur 
Teilnahme einzuladen. 

5. Der Vorstand muss eine Mitgliederversammlung einberufen, wenn das Interesse des Vereins 
es erfordert oder wenn die Einberufung von mindestens 20 % der Mitglieder unter Angabe 
des Zwecks und der Gründe verlangt wird. Gegenstand der Beschlussfassung einer solchen 
Mitgliederversammlung sind nur die mit der Einberufung mitgeteilten 
Tagesordnungspunkte. 

6. Anträge zur Tagesordnung können von allen Mitgliedern gestellt werden. Sie müssen 
spätestens zwei Wochen vor der Mitgliederversammlung beim Vorstand in Textform 
eingereicht werden. 

7. Die endgültige Tagesordnung ist den Mitgliedern spätestens eine Woche vor der 
Mitgliederversammlung bekannt zu geben. Die Bekanntgabe erfolgt in Textform sowie über 
die offiziellen Kommunikationskanäle des Vereins, insbesondere durch Veröffentlichung 
auf der Internetseite. 

8. Jede ordnungsgemäß einberufene Mitgliederversammlung ist unabhängig von der Anzahl 
der anwesenden Mitglieder beschlussfähig. 

9. Die Mitgliederversammlung bestimmt eine Versammlungsleitung. Die Versammlungsleitung 
bestimmt eine Protokollführung. Die Versammlungsleitung kann die Leitung der 
Versammlung für die Dauer eines Wahlgangs auf eine andere Person übertragen. 

10. Abstimmungen und Wahlen erfolgen grundsätzlich offen per Handzeichen. Eine geheime 
Abstimmung ist durchzuführen, wenn dies von mindestens einem Fünftel der anwesenden 
stimmberechtigten Mitglieder verlangt wird. 

11. Beschlüsse der Mitgliederversammlung werden mit einfacher Mehrheit der abgegebenen 
gültigen Stimmen gefasst. Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt. 
Stimmenthaltungen werden nicht gezählt. 

12. Zur Änderung der Satzung ist eine Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen gültigen 
Stimmen erforderlich. 

13. Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll anzufertigen, das von 
der Versammlungsleitung und der Protokollführung zu unterzeichnen ist. 

14. Jedes Mitglied hat nach Vollendung des 16. Lebensjahres in der Mitgliederversammlung 
ein Stimmrecht. 

15. Wählbar ist jedes Mitglied nach Vollendung des 18. Lebensjahres. Jedes 
stimmberechtigte Mitglied hat eine Stimme. Das Stimmrecht ist nicht übertragbar. 

16. Abwesende können gewählt werden, wenn sie ihre Bereitschaft zur Wahl des Amtes 
vorher erklärt haben und diese Erklärung der Mitgliederversammlung vorliegt. Die 
Erklärung kann in Textform oder in vergleichbarer geeigneter Form erfolgen, insbesondere 
durch elektronische Nachricht, Video- oder Sprachnachricht, sofern die Identität der 
erklärenden Person eindeutig feststellbar ist. 
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§ 13 Aufgaben der Mitgliederversammlung 

1. Die Mitgliederversammlung ist für folgende Angelegenheiten zuständig: 

– Entgegennahme der Berichte des Vorstandes 

– Entgegennahme des Jahresabschlusses 

– Entgegennahme des Berichts der Kassenprüfenden 

– Entlastung des Vorstandes 

– Wahl und Abberufung der Mitglieder des Vorstandes 

– Wahl der Kassenprüfenden 

– Bestätigung von durch den Abteilungsrat oder andere Vereinsorgane kooptierten 
Vorstandsmitgliedern und Kassenprüfenden 

– Änderung der Satzung 

– Beschlussfassung über die Auflösung oder Fusion des Vereins 

– Beschlussfassung über die Gründung von Wirtschaftsbetrieben sowie über 
Beteiligungen an juristischen Personen oder Kapitalgesellschaften 

– Beschlussfassung über ordnungsgemäß eingereichte Anträge 

– Bestätigung der/des Jugendwarts 

– Ernennung und Abberufung von Ehrenmitgliedern 

– Festsetzung der Mitgliedsbeiträge und Aufnahmegebühren 

§ 14 Vorstand 

1. Der Vorstand besteht aus mindestens drei und höchstens neun Personen. Die Mitglieder  
des Vorstandes werden von der Mitgliederversammlung gewählt. 

2. Nach der Wahl weist sich der Vorstand durch Beschluss feste Zuständigkeitsbereiche zu. 
Diese Zuständigkeitsbereiche werden für die Dauer der Amtszeit wahrgenommen. 

3. Die Amtszeit der Mitglieder des Vorstandes beträgt drei Jahre. Wiederwahl ist zulässig. 

4. Mit Ablauf der Amtszeit endet das Amt eines Vorstandsmitglieds. Für den Vorstand im 
Sinne des §26 BGB gilt §15 dieser Satzung. 

5. Scheidet ein Mitglied des Vorstandes während der Amtszeit aus seinem Amt aus, kann  
der Abteilungsrat gemäß §17 dieser Satzung eine Person bis zur nächsten 
Mitgliederversammlung in den Vorstand kooptieren. 

6. Der Vorstand verteilt die Aufgaben und Zuständigkeiten innerhalb des Vorstandes 
selbstständig. Er kann hierzu eine Geschäftsordnung beschließen. 

7. In der Geschäftsordnung können insbesondere geregelt werden: 

– Aufgabenverteilung und Ressorts innerhalb des Vorstandes 

– Zuständigkeiten einzelner Vorstandsmitglieder 

– organisatorische Struktur des Vereins 

– Zusammenarbeit mit der Geschäftsstelle 

– ein Organigramm des Vereins. 

8. Aufgaben innerhalb des Vorstandes können auch von zwei Personen gemeinsam (Tandem) 
wahrgenommen werden. 

9. Die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Satzung gewählten Mitglieder des Vorstandes 
bleiben bis zum Ablauf ihrer jeweiligen Amtszeit im Amt. Danach erfolgen die 
Vorstandswahlen nach den Bestimmungen dieser Satzung. 

10. Das Stimmrecht im Vorstand steht ausschließlich den gewählten Vorstandsmitgliedern zu. 

11. Der Vorstand ist für alle Angelegenheiten des Vereins zuständig, soweit sie nicht durch 
diese Satzung einem anderen Vereinsorgan zugewiesen sind. 

12. Der Vorstand kann zur Unterstützung seiner Arbeit Ausschüsse oder Arbeitsgruppen 
einsetzen. 

13. Der Vorstand ist berechtigt, Delegierte für Verbände und Organisationen zu benennen, 
die den Verein vertreten und Stimmrechte wahrnehmen. 

14. Die Sitzungen des Vorstandes werden vom Vorstandsvorsitz oder im Verhinderungsfall von 
einem anderen Mitglied des Vorstandes einberufen. 

15. Vorstandssitzungen können als Präsenzsitzung, Video- oder Telefonkonferenz oder in 
hybrider Form durchgeführt werden. 



Seite 6 von 8 
 

16. Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte seiner Mitglieder an der 
Beschlussfassung teilnimmt. 

17. Beschlüsse des Vorstandes werden mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen 
gefasst. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des/der Vorstandsvorsitzes. 

18. Beschlüsse des Vorstandes können auch im Umlaufverfahren in Textform (z. B. per E-Mail 
oder über digitale Abstimmungssysteme) gefasst werden. Ein Beschluss im 
Umlaufverfahren ist wirksam, wenn sich mindestens die Hälfte der Vorstandsmitglieder  
an der Abstimmung beteiligt und die erforderliche Mehrheit erreicht wird. 

19. Beschlüsse des Vorstandes sind zu protokollieren. 

§ 15 Vorstand im Sinne des §26 BGB 

1. Vorstand im Sinne des §26 BGB sind der/die Vorstandsvorsitzend*e und der Vorstand/die 
Vorständin Finanzen. 

2. Der/die Vorstandsvorsitzend*e und der Vorstand/die Vorständin Finanzen vertreten den 
Verein jeweils einzeln gerichtlich und außergerichtlich. 

3. Die Wahl des Vorstandsvorsitzes und des Vorstands/der Vorständin Finanzen erfolgt zeitlich 
versetzt, sodass ihre Amtszeiten nicht im selben Jahr enden. 

4. Nach Ablauf ihrer Amtszeit bleiben der/die Vorstandsvorsitzend*e und der Vorstand/die 
Vorständin Finanzen bis zur Wahl eines neuen Vorstandes im Sinne des §26 BGB 
geschäftsführend im Amt. 

5. Der Vorstand im Sinne des §26 BGB führt die laufenden Geschäfte des Vereins und ist für 
die Umsetzung der Beschlüsse der Vereinsorgane verantwortlich. 

§ 16 Geschäftsführung und Mitarbeitende 

1. Die Geschäftsführung des Vereins obliegt grundsätzlich dem Vorstand im Sinne des §26 
BGB. 

2. Der Vorstand im Sinne des §26 BGB kann zur Führung der laufenden Geschäfte eine 
Geschäftsstelle einrichten und haupt- oder nebenamtliche Mitarbeitende bestellen oder 
anstellen. 

3. Hierzu können insbesondere Funktionen wie Geschäftsführung, Geschäftsstellenleitung, 
Vereinsmanagement oder vergleichbare Positionen gehören. 

4. Der Vorstand im Sinne des §26 BGB ist zuständig für Einstellung, Führung und Beendigung 
von Beschäftigungsverhältnissen. 

5. Der Vorstand im Sinne des §26 BGB kann Mitarbeitenden im Rahmen ihrer Aufgaben 
Vertretungsbefugnisse für bestimmte Aufgabenbereiche übertragen. 

6. Die Mitarbeitenden handeln im Rahmen der ihnen übertragenen Aufgaben. Sie sind keine 
Mitglieder des Vorstandes. 

§ 17 Abteilungsrat 

1. Der Abteilungsrat besteht aus 

– den Mitgliedern des Vorstandes 

– den Abteilungsleitungen  

– dem/der Jugendwart*in 

2. Die Abteilungsleitungen werden von den Mitgliedern der jeweiligen Abteilung für  
die Dauer von drei Jahren gewählt. 

3. Zu den Aufgaben des Abteilungsrates gehören insbesondere: 

– Beschlussfassung über den Finanzplan des kommenden Geschäftsjahres 

– Beschlussfassung über die Verwendung von Rücklagen 

– Kooptierung von Vorstandsmitgliedern & Kassenprüfenden bei vorzeitigem 
Ausscheiden. Die Kooptierung bedarf der Bestätigung durch die 
Mitgliederversammlung. 

– Beratung über Beiträge und Aufnahmegebühren 

– Beschluss über die Erhebung und Höhe von Umlagen 

– Beschluss über die Höhe pauschaler Aufwandsentschädigungen für Vereins-  
und Organämter. 
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4. Die Mitglieder des Abteilungsrates haben in den Sitzungen jeweils eine Stimme.  
Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vorstandsvorsitzes. 

5. Sitzungen des Abteilungsrates werden unter Einhaltung einer Frist von sieben Tagen  
in Textform (z. B. E-Mail) einberufen. 

6. Jede ordnungsgemäß einberufene Sitzung des Abteilungsrates ist unabhängig von  
der Anzahl der anwesenden Mitglieder beschlussfähig. 

7. Der Abteilungsrat tagt im Regelfall viermal im Kalenderjahr. 

8. Der Abteilungsrat kann sich eine Geschäftsordnung geben. 

§ 18 Abteilungen 

1. Für unterschiedliche sportliche Aktivitäten können innerhalb des Vereins Abteilungen 
gebildet werden. Die Abteilungen sind rechtlich unselbständige Untergliederungen  
des Vereins. 

2. Jede Abteilung wählt für die Dauer von drei Jahren eine Abteilungsleitung sowie eine 
Stellvertretung. 

3. Die Abteilungsleitungen sind Mitglieder des Abteilungsrates. 

4. Die Wahl der Abteilungsleitung ist zu protokollieren und bedarf der Bestätigung durch  
den Vorstand. 

5. Der Vorstand kann die Bestätigung unter Angabe von wichtigen Gründen ablehnen.  
In diesem Fall ist eine neue Wahl durchzuführen. 

6. Der Vorstand kann eine Abteilungsleitung aus wichtigem Grund abberufen.  
Die betroffene Person ist vorher anzuhören. 

7. Scheidet eine Abteilungsleitung oder deren Stellvertretung während der Amtszeit  
vorzeitig aus dem Amt aus, kann der Vorstand für die verbleibende Amtszeit oder  
bis zur nächsten Wahl eine kommissarische Abteilungsleitung einsetzen. 

8. Eine vom Vorstand eingesetzte kommissarische Abteilungsleitung hat für die Dauer  
ihrer Bestellung die gleichen Rechte und Pflichten wie eine gewählte Abteilungsleitung. 

9. Der Vorstand kann Abteilungen gründen oder auflösen. 

10. Die Abteilungen können sich eine Abteilungsordnung geben. Diese bedarf der 
Genehmigung des Vorstandes. 

§ 19 Vereinsjugend 

1. Die Jugend des Vereins ist die Gemeinschaft aller Mitglieder bis zur Vollendung  
des 18. Lebensjahres. 

2. Die Jugend organisiert und verwaltet sich im Rahmen der Satzung selbstständig.  
Sie entscheidet über die ihr zur Verfügung gestellten Mittel eigenverantwortlich. 

3. Organe der Vereinsjugend sind mindestens die Jugendversammlung und eine von  
ihr gewählte Jugendvertretung. 

4. Näheres regelt eine Jugendordnung, die von der Jugendversammlung beschlossen  
wird und der Bestätigung durch den Vorstand bedarf. 

§ 20 Beirat 

1. Der Vorstand kann zur Beratung des Vereins einen Beirat berufen. 

2. Der Beirat unterstützt den Vorstand insbesondere bei strategischen Fragen der 
Vereinsentwicklung sowie bei grundlegenden Fragen der Organisation und Ausrichtung  
des Vereins. 

3. Mitglieder des Beirates können insbesondere ehemalige Vorstandsmitglieder, langjährige 
Mitglieder oder fachkundige Personen sein. 

4. Der Beirat ist kein Organ des Vereins. Er hat ausschließlich beratende Funktion und besitzt 
keine Entscheidungs- oder Vertretungsbefugnisse. 

5. Die Zusammensetzung, Einberufung und Arbeitsweise des Beirates regelt der Vorstand. 
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§ 21 Vereinsordnungen 

1. Der Vorstand kann zur Regelung der Vereinsabläufe Vereinsordnungen erlassen. 

 

2. Hierzu können insbesondere gehören: 

– Beitragsordnung 

– Finanzordnung 

– Sportordnung 

– Trainingsordnung 

– Ligaordnung 

– Jugendordnung 

– Geschäftsordnung des Vorstandes 

– Geschäftsordnung des Abteilungsrates 

– Datenschutzordnung 

3. Die Ordnungen sind nicht Bestandteil der Satzung und dürfen dieser nicht widersprechen. 

§ 22 Digitale Vereinsorganisation 

1. Der Verein kann zur Organisation des Sportbetriebs, der Kommunikation sowie der 
Mitgliederverwaltung digitale Systeme und Anwendungen einsetzen. 

2. Die Nutzung solcher Systeme kann für Mitglieder im Rahmen der Vereinsordnungen 
vorgesehen werden. 

3. Einzelheiten zur Nutzung digitaler Systeme, insbesondere zur Anmeldung zu 
Sportangeboten oder zur Verwaltung von Mitgliedsdaten, können in den Vereinsordnungen 
geregelt werden. 

§ 23 Kassenprüfung 

1. Die Mitgliederversammlung wählt zwei Kassenprüfende. 

2. Diese prüfen jährlich die Ordnungsmäßigkeit der Buchführung. 

3. Die Kassenprüfenden werden für drei Jahre gewählt. 

4. Scheidet ein*e Kassenprüfende*r vorzeitig aus, kann der Abteilungsrat bis zur nächsten 
Mitgliederversammlung eine Ersatzperson kooptieren. Die Kooptierung ist von der nächsten 
Mitgliederversammlung zu bestätigen. 

§ 24 Haftung 

Die Haftung des Vereins sowie seiner ehrenamtlich tätigen Mitglieder richtet sich nach den 
gesetzlichen Bestimmungen. 

§ 25 Datenschutz 

Der Verein verarbeitet personenbezogene Daten seiner Mitglieder ausschließlich im Rahmen  
der gesetzlichen Datenschutzbestimmungen. 

§ 26 Auflösung des Vereins 

Die Auflösung des Vereins kann nur durch Beschluss der Mitgliederversammlung mit einer 
Mehrheit von drei Vierteln der abgegebenen Stimmen erfolgen. 

§ 27 Vermögensbindung 

Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt das Vermögen an 
anyway e.V., die es unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige Zwecke im Sinne dieser 
Satzung zu verwenden hat. Sollte die benannte Institution zum Zeitpunkt der 
Vermögensübertragung nicht mehr bestehen oder nicht mehr steuerbegünstigt sein, fällt das 
Vermögen an eine andere steuerbegünstigte Körperschaft mit Sitz in Köln, die ähnliche Zwecke 
verfolgt. Die Auswahl dieser Körperschaft erfolgt durch die auflösende Mitgliederversammlung. 

§ 28 Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt mit Eintragung in das Vereinsregister in Kraft. Gleichzeitig treten alle 
bisherigen Satzungen außer Kraft. 


